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Drucksache 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(15. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch das 
Vierzehnte Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom . . . Junii 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) wird wie folgt geändert: 

Nach § 55 b wird folgender § 55 c eingefügt: 

.§ 55 c 

Zusätzliche Berücksichtigung von Freibeträgen 
und Freigrenzen bei Ehegatten durch Minderung der 
Vierteljahrsbeträge für die Zeit vom 1. April 1961 
bis zum 31. März 1979 

(1) Ergibt sich bei Ehegatten, die zur Vermögens- 
abgabe rechtskräftig zusammen veranlagt worden 
sind, ein geringerer als der veranlagte Viertel- 
jahrsbetrag, wenn die Vorschriften über Freibeträge 
und Freigrenzen nach den Vermögensverhältnissen 
jedes einzelnen Ehegatten angewandt werden, so 
werden die auf die Zeit vom 1. April 1961 bis zum 
31. März 1979 entfallenden Vierteljahrsbeträge auf 
Antrag auf diesen Betrag herabgesetzt. § 47 a Abs. 1 
Sätze 3 und 4 gilt »entsprechend. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1, in denen Kriegs- 
nachschäden, Vertreibungsschäden oder Ostschäden 
durch Ermäßigung der Vermögensabgabe berücksich- 
tigt worden sind, gilt für Zwecke der Kürzung des 
Grundbetrags der Hauptentschädigung das Folgende: 


1. übersteigt der Ermäßiigungsbetrag, der auf 
Grund der rechtskräftigen Veranlagung 
nach § 47 berücksichtigt worden ist, den 
Ermäßdgungsbetrag, der sich nach § 47 in 
Verbindung mit Absatz 1 ergibt, so äst der 
der rechtskräftigen Veranlagung zugrunde 
liegende Ermäßigungsbetrag für die An- 
wendung des § 249 Abs. 3 Satz 1 und des 
§ 358 Nr. 2 um 50 vom Hundert des Unter- 
schiedsbetrags zu kürzen. 

2. übersteigt der Minderungsbetrag, der auf 
Grund der rechtskräftigen Veranlagung 
nach § 47 a berücksichtigt worden dst, den 
Minderungsbetrag, der sich nach § 47 a in 
Verbindung mit Absatz 1 ergibt, so ist der 
auf Grund der rechtskräftigen Veranlagung 
berücksichtigte Minderungsbetrag für die 
Anwendung des § 249 Abs. 3 Satz 2 um 
70 vom Hundert des Unterschiedsbetrags 
zu kürzen. 

•• 

(3) Der Antrag kann nur bis zum 31. März 1962 
gestellt werden; ihm ist eine Erklärung über die der 
Vermögensabgabe unterliegenden Einzelvermögen 
der Ehegatten beizufügen. Die Antragsfrist ist eine 
Ausschlußfrist; §§86 und 87 der Reichs abgabenord- 
nung finden entsprechende Anwendung. 

(4) über die Herabsetzung des Vierteljahrs- 
betrags (Absatz 1) ist ein schriftlicher Bescheid zu 
erteilen. Der Bescheid gilt als Steuerbescheid im 
Sinne der Reichsabgabenordnung. Der Bescheid über 
die Herabsetzung kann, soweit ihm Feststellungen 
zugrunde liegen, die in dem rechtskräftigen Abgabe- 
bescheid getroffen sind, nicht angefochtsn werden, 
es sei denn, daß die Anwendung der Vorschriften 
über Freibeträge und Freigrenzen nach den Ver- 
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mögecns Verhältnissen jedes einzelnen Ehegatten eine 
andere Beurteilung zur Folge hat. 

(5) Durch Rechtsverordnung kann, soweit dies 
zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Besteue- 
rung oder zur Beseitigung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen erforderMch ist, das Nähere zur Durch- 
führung des Absatzes 1 und der sich daraus ergeben- 
den Rechtsfolgen bestimmt werden." 

§ 2 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 


verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 3 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
i kündung im Kraft. 


Bonn, den 14. Juni 1961 


Arndgen und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Mende und Fraktion 


überwiesen in der 162. Sitzung am 14. Juni 1961 an den Ausschuß für den Lastenausgleich (15. Aus- 
schuß) und gemäß § 96 GO an den Haushaltsausschuß (13. Ausschuß) 
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